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Meine sehr geehrten Damen und Herren,

liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde:

Ihnen allen persönlich wünsche ich gute Gesundheit und die Erfüllung Ihrer Wünsche. Unserer Partei hier in Baden-Württemberg, bei Ihren und meinen Nachbarn in Rheinland-Pfalz wünsche ich fulminante Ergebnisse bei den Landtagswahlen – je näher an 18 %, desto besser. 

Liebe politische Freundinnen und Freunde, ich bin froh, dass ich heute – einen Tag vor der öffentlichen Kundgebung – vor Ihnen, den Delegierten,  sprechen darf. Ich möchte Ihnen erklären, warum welcher Antrag zum Projekt 18 dem Bundesparteitag im Mai vorliegen wird. Um die Stimmen der Wähler und Wählerinnen für die FDP werde ich in Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz in den kommenden Monaten in mehr als 50 Veranstaltungen werben. 

Der Antrag an den Bundesparteitag wird aus vier  Teilen bestehen:

· Einem Vorschlag für die politische Botschaft 

· einer Strategie für eine professionelle Bundestagswahlkampagne

· dem Verzicht auf jede direkte oder indirekte Koalitionsfestlegung und

· der Aufstellung eines Kanzlerkandidaten.

Diese Strategie 18 besteht natürlich aus allen vier Teilen. Ohne auch nur einen davon wäre sie so unwirksam wie die alte. Daher werde ich für die Strategie 18 als Ganzes kämpfen, bis das demokratische Gremium Bundesparteitag entscheidet.

Die politisch-inhaltliche Botschaft muss den einen Grund nennen, der für 18 Prozent der Wahlberechtigten so einleuchtend und wichtig ist, ihre Stimmen der FDP zu geben. Ein Wahlprogramm kann aus noch so vielen, einzelnen Forderungen bestehen, die für diese und jene Gruppe wichtig sind. Solche Sachsummen sind weder überzeugend noch einfach und schon gar nicht, was eine wirkungsvolle politische Botschaft sein muss: einfach überzeugend.

Die Strategie 18 hat zum Ziel, die FDP in der ersten Bundesliga gegen CDU und SPD antreten zu lassen, statt in der zweiten Bundesliga der dritten Kräfte nur gegen die Grünen. Nicht, weil ich diese – gerade in Baden-Württemberg -  nicht ernst nähme. Nein, sondern aus einem ganz einfachen Grund. Solange die FDP mit den Grünen um Platz drei kämpft, reduziert sie sich selbst mental auf die Rolle des berühmt-berüchtigten Waagscheißerles und begrenzt damit die Zahl ihrer möglichen Wähler radikal. 

Tacitus hat zwar geschrieben, die Germanen seien die einzigen, die auch ihre eigenen Niederlagen feierten, weil sie Tapferkeit höher schätzten als den Sieg. Liebe Freunde: Ich bin dagegen, dass ausgerechnet die Liberalen die letzten Germanen sein sollen. Die allermeisten Menschen wollen bei den Siegern sein, nicht bei den Verlierern. Lasst uns also richtig ausgiebig siegen. Wie?

Im Wettbewerb der Kleinen werden die Kleinen immer noch kleiner. Nur im Wettbewerb gegen die großen Parteien werden wir selbst eine große Partei.   

Für andere ist übrigens mittelfristig kein Platz. – Warum?

Weil wir mit der Etablierung der Grünen im Westen und der PDS im Osten unser Monopol als Regierungs-Macher „dritte Kraft“ unwiderruflich verloren haben.  Spätestens jetzt, wo Grüne und CDU beginnen, das Tabu, miteinander nicht zu koalieren, aus der Welt zu schaffen.

Wir haben es alle vernommen – die Grünen im Lande haben es ja deutlich gesagt: Wir wollen in die Regierung – egal mit wem. Da sie der SPD im Land nicht viel zutrauen, wollen sie mit in die Koalition von FDP und CDU. In NRW haben sie zum Jahresauftakt erklärt, sie sähen keine ideologischen Gräben zwischen sich und der CDU.  Und Frau Merkel konstatiert „wertekonservative“ Verwandtschaft mit den Grünen. 

Mein Freund Rainer Brüderle hat recht: Grüne und CDU, das wäre eine verhängnisvolle Addition von zwei „strukturkonservativen“ Parteien, zweien, die an gestern statt an morgen glauben. 

Allerdings hat Rainer Brüderle nicht das richtige Bild für diesen Vorgang gewählt. Diese Grünen schmeißen sich der CDU nicht an den Hals. - 

Nein, nein,  die haben einen ganz anderen Körperteil im Visier. 

Im Ernst: Gerade wer die Grünen einmal als neu empfunden hat - als Hefe im Teig der Etablierten - stellt nun fest: Die Revoluzzer von gestern sind nun eine ganz gewöhnliche etablierte Partei mit nur einem Programm: 

Die Ökosteuer und ihre Erhöhungen in Dienstwagen überleben. 

Oder:

Me Grüne gebet alles hi, 

we’ me bloß am regiere si.

Spaß beiseite, liebe Freunde. Gerade weil die Grünen so geworden sind und bleiben werden, gibt es kein zurück in die gute, alte Zeit, wo es fast unmöglich war, nicht von der FDP regiert zu werden.  

Wir haben unser Monopol des Waagscheißerles ein für allemal verloren. Im Westen sind es die Grünen, die uns diese Rolle, gestern nur im Verhältnis zur SPD, morgen auch zur CDU, streitig machen; im Osten ist es die PDS, die uns und die Grünen schlicht zu vernichten droht. Ein Blick auf den Osten lohnt hier für uns im Westen. Denn dort zeichnet sich ab, was geschieht, wenn wir die FDP nicht zu einer neuen Qualität durch Quantität führen. Dann kriegen wir ein deutsches Zweiparteien-System von CDU/CSU und SPD/PDS – die SPD nur im Westen und die PDS nur im Osten.

Ob wir es wollen oder nicht: Wir müssen so groß werden, dass wir CDU und SPD – im Osten auch der PDS - als Gleiche unter Gleichen gegenüber treten können. Nicht immer nur in Konkurrenz zu den Grünen um die Rolle des ewigen Juniorpartners.  Für mehrere „dritte Kräfte“ gibt es auf die Dauer keinen Platz. Für drei größere wohl. 

Und Liebe Freunde: Wenn wir es nicht jetzt und entschieden tun, werden uns die Grünen zuvorkommen. Es ist nur wenige Wochen her, dass Joseph Fischer öffentlich die Frage stellte, ob die Grünen einen eigenen Kanzlerkandidaten aufstellen. Fischer treibt natürlich die Sorge um, wie die Grünen 2002 einer SPD gegenüber auftreten sollen, die – wie letztes Jahr in Nordrhein-Westfalen -  jede Koalitionsaussage verweigern. 

Hören wir auf, davon zu träumen, die alte Monopol-Rolle könnte uns wieder in den Schoß fallen. Grüne und PDS werden uns den Gefallen nicht tun, aus den Parlamenten zu  verschwinden.  Halten wir uns bitte an die Fakten.

Walter Döring und Rainer Brüderle haben für die FDP die Landtagswahlen in Baden-Württemberg und in Rheinland-Pfalz am 24. März 1996 überzeugend gewonnen. Doch dann haben wir nur noch verloren – vier lange Jahre lang. In Kiel und Düsseldorf haben wir im Jahr 2000 zum ersten Mal wieder gute Wahlergebnisse errungen, weil beide Landesverbände ihre eigenen Wege gingen. Das ist doch kein Zufall. Sondern die Folge der Tatsache, dass es nicht mehr eine dritte Kraft gibt, sondern drei dritte Kräfte. Wir teilen uns den Mini-Macht-Markt dritte Kraft mit zwei anderen. Sehen wir denn nicht, wie SPD und CDU vor sich hin grinsen, wenn wir bei unserer veralteten Strategie bleiben? Und natürlich raten uns die großen Tageszeitungen, was den großen Parteien nutzt, nicht, was uns nützte.

Wenn wir ehrlich mit uns selbst sein wollen, dann führt kein Weg daran vorbei: Entweder wir steigen in die erste Bundesliga auf und treten als Profis gegen CDU und SPD an. Oder wir landen in der Amateur- und Regionalliga. Ich sehe keine Massen von Wählerinnen und Wählern, die sich dafür interessieren, ob wir oder die Grünen das Ende der Tabelle anführen.

Und ich füge in aller Offenheit hinzu: Ich bin es leid, mich mit den Grünen um den vorderen Platz am Katzentisch zu balgen. Sie nicht auch? 

Liebe Freundinnen und Freunde, es gibt nur einen Weg, nur eine Strategie, aus diesem Mini-Markt auszubrechen: Treten wir doch einfach im Super-Markt der vorläufig noch deutlich größeren Parteien an. 

Als ich vor einem Jahr das Projekt 8 in Nordrhein-Westfalen öffentlich vorstellte, waren die Kommentare so wie zum Projekt 18 in diesen Tagen. Die Reaktion in den eigenen Reihen war damals viel verhaltener als jetzt auf das Projekt 18. Das ist kein Widerspruch. Der NRW-FDP steckten noch die 4 % von 1995 in den Knochen. Sie kannte die drei Prozent, die der WDR gezielt zum NRW-Parteitag als Umfrageergebnis im Dezember 1999 veröffentlichte. Die ganz normalen Menschen in NRW waren vom Gelingen unseres Vorhabens lange vor der eigenen Partei überzeugt. Deshalb wurden es dann auch 9,8 Prozent.

Die Zuschriften aus Ihren Reihen und die bisherige Diskussion auf Orts-, Kreis- und Landesebene zeigen von Kiel bis Konstanz das gleiche Bild: Je näher an der Basis, desto einhelliger die Zustimmung zum Projekt 18. Ablehnung, Skepsis und das verzagte: da werden uns die Leute nicht Ernst nehmen, steigen mit der Höhe des FDP-Dienstgrads überproportional. 

Das Wenige, was ich und andere bisher für die Propagierung des Projekts 18 tun konnten, hat bei vielen Menschen wie ich und du bereits die Erwartung fest verankert, dass die FDP 18 Prozent 2002 schafft. Die 18 ist auf gutem Wege, die 8 als Bild der FDP in den Köpfen der Menschen zu ersetzen. Weil nichts erfolgreicher ist als der Erfolg. Das Volk traut uns viel mehr zu als die  Zaghaften in den eigenen Reihen. Zeigen wir den Menschen, dass wir siegen wollen und wir werden siegen.

Im nächsten Jahr werden es 50 Jahre, dass mit Reinhold Maier 1952 – vorläufig das erste und letzte Mal - einer der unseren Ministerpräsident wurde. Reinhold Maier hatte, um es mit dem Arbeitsmotto unserer NRW-Kampagne zu sagen, eine Regel gebrochen: Er wurde mit den Stimmen der SPD Regierungschef. Er vertrieb die CDU in einer Zeit aus der Macht, als sich innerhalb und außerhalb der FDP niemand andere Koalitionen vorstellen konnte als die zwischen den bürgerlichen Parteien. Reinhold Maier war beileibe kein früher Sozialliberaler. Es war ihm vielmehr egal, wer ihn in die Lage versetzte, seine und die seiner Partei Politik zu verwirklichen. Gut 15 Jahre später knüpfte Ralf Dahrendorf mit seiner spektakulären Forderung nach einem Bundeskanzler aus den Reihen der FDP und seinen ebenso spektakulären Wahlkreis-Ergebnissen genau da wieder an. Leider hatte er mit der Zählebigkeit unserer Partei nicht genug Geduld. Aber genau diese geistig-politische Eigenständigkeit und das unverkrampfte Selbstbewusstsein von Reinhold Maier und Ralf Dahrendorf brauchen wir heute wieder, um die FDP so groß zu machen, wie es das Gewicht der Idee der Freiheit verlangt. 

Dass sich eine Koalitionsfestlegung vor der Bundestagswahl verbietet, muss ich nach dem Gesagten wohl nicht mehr begründen. Sie würde uns wieder ins Nischen-Märktchen der Dritten katapultieren. Kommen wir also zum Thema eines eigenen Kanzlerkandidaten der FDP; vorher aber noch kurz auf die Frage, wer über was wann diskutieren darf.

Liebe Parteifreunde und Parteifreundinnen:

Nichts nimmt die Öffentlichkeit übler als das Vertuschen offener Fragen. In unserer Partei stehen sich zwei Konzepte, zwei Strategien gegenüber. Die eine habe ich symbolisch Projekt 18 getauft: Sie will die FDP mittelfristig ähnlich groß machen wie die sogenannten Volksparteien. Die andere will die Grünen auf Platz vier verweisen. Zugleich verlangt das Projekt 18 eine professionelle Kampagnenführung auf der Höhe unserer Zeit, unter Ausnutzung aller neuen Möglichkeiten der Massen-Kommunikation, des Infotainments. Dazu zählt für das Projekt 18 unausweichlich ein eigener Kanzlerkandidat: Eine Person, die mit einem Thema die neue FDP medienwirksam ins Bild setzt. 

In einer solchen Situation besteht die Tugend einer demokratischen Partei in der Offenheit, die Alternativen so klar wie möglich zu machen, ausreichend Zeit für eine gründliche Diskussion einzuräumen und dann  zu entscheiden. Nach der Entscheidung besteht die Tugend einer demokratischen Partei in der Geschlossenheit, die Entscheidung gemeinsam zu verwirklichen. Und die Entscheidungen von solcher Tragweite trifft natürlich der Bundesparteitag. 

Alle Welt redet und schreibt von der Bedeutung von Bildern in unserer real existierenden Welt der alten und neuen Massenmedien. Jedermann und jedefrau weiß, dass die bildhafte Bedeutung von Personen in dieser Medien-Wirklichkeit groß ist und weiter zunimmt. Also müssen wir den oder die ins Bild setzen, die oder der in den Massenmedien ebenso täglich wahrgenommen wird wie der Bundeskanzler und der Kanzlerkandidat der Union. Das ist nur möglich, wenn wir uns nicht an die hergebrachten Regeln halten. Das ist es, was von unserer Wahlkampagne in NRW auf 2002 übertragbar ist. Das ist dort entscheidend gewesen, wird es 2002 und in allen künftigen Kampagnen sein. 

Kanzler und Ministerpräsidenten können sagen und sagen lassen, was vor Langeweile trieft. Unsere real existierenden Medien melden es auf Seite 1. Bis sie solche Langeweile negativ kommentieren, dauert lange und schadet den Regierenden gar nicht, denn die Masse konsumiert Überschriften, registriert Präsenz und Machtausübung. Die Minderheit, die sich anders verhält, ist entweder Stammwähler oder schließt sich immer öfter einer neuen Form von Nichtwählern an: Einem Typ von überdurchschnittlich interessierten und informierten Nichtwählern, den unsere Parteienforschung noch gar nicht entdeckt hat. Sie waren eine unserer ergiebigsten Zielgruppen in NRW. Aber ob es sie sind, die unter 30 oder über 60: Eines eint sie alle. Sie werden rund um die Uhr von immer mehr Angeboten überschwemmt, sich selbst zu beschäftigen oder unterhalten zu lassen. Dieses Angebot ist unser Konkurrent um die Aufmerksamkeit der Menschen. Ihre Aufmerksamkeit müssen wir in einer genügend großen Zahl erst wecken, damit wir in einem zweiten Schritt unsere politische Botschaft überhaupt präsentieren können: Den einen, überzeugend einfachen und einfach überzeugenden Grund, FDP zu wählen. 

Und diese Botschaft braucht ein Gesicht. 

Anders transportieren die Medien Botschaften nicht.

Die SPD lässt 2002 von Professionellen als Volksabstimmung über Gerhard Schröder inszenieren. Wer auch immer für die Union kandidieren wird, er oder sie tritt gegen einen Kanzler an, der in den Augen der breiten Öffentlichkeit anerkannt bis beliebt sein wird. Würden wir uns da an die Regel halten, artig unsere Sachargumente vorzutragen wie seit 1996, würde niemand Notiz von uns nehmen. Das heißt natürlich überhaupt nicht, dass wir auf gut fundierte politische Sachargumente verzichten dürften, sondern dass der eigene Kanzlerkandidat Teil eines kompletten Teams sein muss.

Der VfB Stuttgart und Schalke 04 werden nur dann in der Champion League  spielen, wenn sie Torwart, Libero, Spielmacher und Torjäger jeweils optimal besetzen. Beide würden in die 2. Liga absteigen, wenn sie diese vier zentralen Rollen nur ein oder zwei Spielern übertrügen. Insofern war die gestrige Entscheidung von Wolfgang Gerhardt und Guido Westerwelle richtig und ein guter erster Schritt zur Bildung des nötigen Teams 18 einschließlich eines Kanzlerkandidaten. In einem guten Team muss eben jede einzelne Spezial-Aufgabe von den dafür Besten ausgefüllt werden.  Das ist mein Vorschlag für den Bundesparteitag in Düsseldorf. Dafür werbe ich hier bei Ihnen und überall in der FDP. 

Und da wir das nicht unserem Laienverstand allein überlassen sollten, schlage ich vor, die Experten zu fragen. Die besten Experten für die Frage nach dem geeigneten  Kanzlerkandidaten sind die Wählerinnen und Wähler. Fragen wir sie in seriösen, konkurrierenden Meinungsumfragen, weil es das Instrument von FDP-Vorwahlen leider noch nicht gibt. Mit diesem Experten-Wissen sollten wir die Delegierten des Bundesparteitages unbedingt ausrüsten. Damit sie die beste Mannschaft für den neuen Erfolg der FDP zusammenstellen können. 

Liebe Parteifreunde und Parteifreundinnen:

Wo, wenn nicht hier im Südwesten, wenn nicht hier, wo die FDP den Namen Demokratische Volkspartei nie abgelegt hat, wäre der bessere Ort, um für einen neuen Aufbruch zu werben. Einen, der an die Regel-Brecher Reinhold Maier und Ralf Dahrendorf, an den Ministerpräsidenten Reinhold Maier und seine volkstümliche Sprache, an Ralf Dahrendorfs visionären, politischen Mut und die Demokratische Volkspartei in zeitgemäßer Form anknüpft. 

Es ist Zeit für die Freie Demokratische Volkspartei. 

Werfen wir unser Herz ganz weit über die 10-Prozent-Hürde. 

Packen wir es an. Jeder und jede dort, wo wir am Besten sind: 

Zusammen schaffen wir es.

